
'11,- 451'1 d~r Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates 

XllI. Gesetzgebungsperiode 

Präs.: 3. JULI 1975 
, ....... -.............. - ...... _-_. 

An frag e 

der Abgeor&leten DVw. Josseck, Meißl 

und Genossen 

an den Herrn Bundesminister für Finanzen 

betreffend Erlaß des Bundesministeriums für Finanzen vom 
26 • 2. 1 975, Zl. 252. 2 1 0,- I V /9/75. 

Im Erlaß des Bundesministeriums für Finanzen vom 26. Februar 

1975, Zl. 252.21ü-IV/9/75" wird, auf die Bestimmungen des 

Umsatzste'Llergesetzes im § 11 Abs" 1 bzvl. Abs. 6 hingewiesen 

und ausgeführt, daß nur solche Rechnungen zum Vorsteuer­

abzug berecht.igen 6 die dem § 11 ustG 1972 entsprechen, und 

demnach aus den Rechnungen u. a. der Tag der Lieferung und 
die lvleng'E;"! und handelsübliche Bezeichnung der gelieferten Gegen­

stände hervorzugehen hat. Im gegenständlichen Erlaß wird auch 

festgestellt" daß bloße San~elbegriffe oder Gattungsbezeich­
nungen - wie z. B. Speisen, Getränke, I~ebensmi·ttel, Textil~­

waren, Reinigungs- und Putzmittel - nicht ausreichen. 

Rechnungen mit derartigen Sarnm.elbegriffen berechtigen nicht 
zum Vorsteuerabzug. 

Die Finanzämter gehen nun in diesem Zusanunenhang äUßerst 

pedantisch vor und streichen rücksichtslos die Vorsteuert 

wenn ~tv7a der Tag der Lieferung oder die einzelnen Tage der 
Lieferungen nicht auf den Rechnungen aufscheinen. Viele Gevler~ 

be'treibende - vor allem Bäcker und Fleischhauer - stellen 
Monatsrechl'lungen aus,· aus welchen hervorgeh't:, daß im Monat 

die entsprechenden Back- oder Fleischwaren geliefert wurden. 
In der Regel ~Ilird hiebei hinsichtlich der handelsüblichen 

Bezeichnung dem Erlaß des Ministeriums entsprochen, hinsicht­

lich des Tages der Lieferung jedoch nicht. 
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Es häufen sich nun die Fälle, daß bei Fleischhauer- und 

Bäckerrechnungen die Vors·teuern nicht anerkannt werden, 

v-lcil öle Tage der Lieferungen auf den Rechnüngen nicht 

aufsche:i.nen. Hiebei. gehen aber ~ie Finanzämter so rigoros 

vor! daß bereits rückv'iirkend mit 1. 1 . 1973 die Vorsteuern 

für diese Rechnungen nicht anerkannt werden.. Dies stellt 

zweifellos eine große Härte dar. 

Die PrUfer des Finanzamtes geben im allgemeinen auch zu, 

daß diese Vorgangs"Vleise sehr formalistisch· ist I wobei sie 

aber natUr lieh darc:n.Lf hinweist::n, daß sie an den Wortlaut 

des Erlasses gebwlden sind. 

l\ber auch hinsichtlich der Henge und der handelsüblichen 

Bezeichnung der Rechnungen wird von den Finanzämtern überaus 

formalistisch vorgegang"en. So wird z. B~ verlangt, daß bei 

Gasthaus-Rechnungen d1e Speisen und Getränke genau angeführt 

vlerden. Es genügt also nicht, vI81111. der Gastwirt zwar in den 

entsprechenden Spalten für Speisen und Getränke die Beträge 

einsetzt, nicht aber die Bezeichnung der Ware. In der Praxis 

ist die richtige Ausstellung solcher Gasthaus-Rechnungen 

einfach nicht möglich. 

Der Erlaß vom 26. Februar 1975 sollte dab.er in folgenden· 

Punkten abgeändert werden: 

a} Bei Bäcker- I :F.'leischhauer- und Molkerei~·RechnungEm 

(also bei Rechnungen, die tägliche Lebensmittellieferungen 

zum Gegenstand haben) soll es genügen I wenn, sowie in 

bezug auf Leistungen, auch bei Lieferungen der Zeitraum 

auf der Rechnung a.ufscheint, über den diese sich erstrecken. 

Es ist ja üblich, daß bei diesen täglichen Gebäck-, 

Fleisch- oder Milchlieferungen Wochen- bzw. Monatsrech­

nungen ausgestellt ,-"erden .. 

b) Weiters soll bezüglich der handelsüblichen Be-

zeichnung auf Rechnungen bzw. Rechenzetteln nicht 

kleinlich vorgegangen werden. Insbesondere sollen Gast­

hauszettel auch dann als vorsteuerabzugsfähig behandelt 

werden 1 wenn zwar l1ur die Sanunelbegriffe Speisen und Ge­

·tränke aufscheinen, nicht aber die Menge und Art der 
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einzelnen Speisen und Getränke angeführt wird. 

Wie schon oben erwähnt, \vürden sich die Gastwirte und 

Ober bei.Aufrechterhaltung dieses kleinlichen Erlasses 

außerstande sehen, mehrwertsteuergerechte Rechnurlge.\'~.mS­
zustellen* 

c) Bei der handelsüblichen Bezeichnung der gelieferten Ge­

genstände soll ,im Sinne des Erlasses vom 26.2,1975 seitens 

der Fina~zbehörde vor allem darauf geachtet werden, daß 

nicht für Aufvlend'lmgen der privaten Lebensfühnmg der 

Vorsteuerabzug gel'tend gemacht t.rird. Diesbezüglich treffen 

sich die Intent~,ionen des gewissenhaften Steuerpflichtigen 

durchaus mi.t jenen des Ministeriums. Es soll aber der For­

malismus nicht so vleit gehen, daß sich die Betroffenen 

schikanös behandelt fühlen. Dies ist jedenfalls dann der 

Fall, ~lenn ;... vTie etvla im Finanzantsbereich Oberwart -

Vorsteuerabzugsbeträge nicht anerkannt werden, weil bei. 

Gebäcklieferungen nicht die einzelnen Tage der Lieferungen 

und die an diesen i:eagen gelieferten Mengen der einzelnen 

Waren angeführt werd~nG 

Die unl:erzeichneten Abgeordneten richten daher an den 

Herrn Bundesminist:er für Finanzen die 

An frag e : 

Si.nd Sie bereit:, dem oben aufgezeigten Sacbverhaltdurch 

eine Abänderung' des Erlasses vom 26.2.1975 Rechnung zu 

tragen'? 
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